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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 

Änderung des KommAustria-Gesetzes 

§ 17a. (1) Der Geschäftsführer der RTR-GmbH für den Fachbereich 
Telekommunikation und Post wird vom Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie bestellt. Eine Weiterbestellung ist zulässig. Der Bestellung hat 
eine Ausschreibung zur allgemeinen Bewerbung voranzugehen. Die 
Ausschreibung ist vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
zu veranlassen und im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ kundzumachen. 

§ 17a. (1) Der Geschäftsführer der RTR-GmbH für den Fachbereich 
Telekommunikation und Post wird vom Bundesministerin für Landwirtschaft, 
Regionen und Tourismus für eine Amtszeit von mindestens drei Jahren aus einem 
Kreis fachlich anerkannter und erfahrener Persönlichkeiten aufgrund ihrer 
Verdienste, Kompetenzen, Kenntnisse und Erfahrungen bestellt. Eine 
Weiterbestellung ist zulässig. Der Bestellung hat eine Ausschreibung zur 
allgemeinen Bewerbung voranzugehen. Die Ausschreibung ist von der 
Bundesministerin für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus zu veranlassen und 
im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ kundzumachen. 

§ 40. (1) Sind an einem Verfahren vor der KommAustria, der Telekom-
Control-Kommission, der Post-Control-Kommission oder der RTR-GmbH 
voraussichtlich mehr als 100 Personen beteiligt, so kann die Behörde die Einleitung 
des Verfahrens durch Edikt kundmachen. 

§ 40. (1) Sind an einem Verfahren vor der KommAustria oder der Post-
Control-Kommission voraussichtlich mehr als 100 Personen beteiligt, so kann die 
Behörde die Einleitung des Verfahrens durch Edikt kundmachen. 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 3 

Änderung der Strafprozeßordnung 1975 

§ 76a. (1) Anbieter von Kommunikationsdiensten sind auf Ersuchen von 
kriminalpolizeilichen Behörden, Staatsanwaltschaften und Gerichten, die sich auf 
die Aufklärung des konkreten Verdachts einer Straftat einer bestimmten Person 
beziehen, zur Auskunft über Stammdaten eines Teilnehmers (§ 90 Abs. 7 TKG) 
verpflichtet. 

§ 76a. (1) Anbieter von Kommunikationsdiensten sind auf Ersuchen von 
kriminalpolizeilichen Behörden, Staatsanwaltschaften und Gerichten, die sich auf 
die Aufklärung des konkreten Verdachts einer Straftat einer bestimmten Person 
beziehen, zur Auskunft über Stammdaten eines Nutzers (§ 181 Abs. 9 
Telekommunikationsgesetz – TKG 2020, BGBl. I Nr. xx/xxxx) verpflichtet. 

(2) Gleiches gilt auf Anordnung der Staatsanwaltschaft (§ 102) für die 
Auskunft über folgende in § 99 Abs. 5 Z 2 TKG erwähnte Daten des Inhabers der 
betroffenen technischen Einrichtung: 

(2) Gleiches gilt auf Anordnung der Staatsanwaltschaft (§ 102) für die 
Auskunft über folgende in § 167 Abs. 5 Z 2 TKG 2020 erwähnte Daten des 
Inhabers der betroffenen technischen Einrichtung: 

 1. Name, Anschrift und Teilnehmerkennung des Teilnehmers, dem eine 
öffentliche IP- Adresse zu einem bestimmten Zeitpunkt unter Angabe der 

 1. Name, Anschrift und Teilnehmerkennung des Nutzers, dem eine 
öffentliche IP- Adresse zu einem bestimmten Zeitpunkt unter Angabe der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zugrunde liegenden Zeitzone zugewiesen war, es sei denn, dass diese 
Zuordnung eine größere Zahl von Teilnehmern erfassen würde; 

zugrunde liegenden Zeitzone zugewiesen war, es sei denn, dass diese 
Zuordnung eine größere Zahl von Nutzers erfassen würde; 

 2. die bei Verwendung von E-Mail Diensten dem Teilnehmer zugewiesene 
Teilnehmerkennung; 

 2. die bei Verwendung von E-Mail Diensten dem Nutzer zugewiesene 
Nutzerkennung; 

 3. Name und Anschrift des Teilnehmers, dem eine E-Mail-Adresse zu einem 
bestimmten Zeitpunkt zugewiesen war, und 

 3. Name und Anschrift des Nutzers, dem eine E-Mail-Adresse zu einem 
bestimmten Zeitpunkt zugewiesen war, und 

 4. die E-Mail-Adresse und die öffentliche IP-Adresse des Absenders einer E-
Mail. 

 4. die E-Mail-Adresse und die öffentliche IP-Adresse des Absenders einer E-
Mail. 

Die Bestimmungen der §§ 138 Abs. 5 und 139 gelten für diese Anordnung 
sinngemäß. 

Die Bestimmungen der §§ 138 Abs. 5 und 139 gelten für diese Anordnung 
sinngemäß. 

§ 134. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist § 134. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist 

 1. …  1. … 

 2. „Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung“ die Erteilung einer 
Auskunft über Verkehrsdaten (§ 92 Abs. 3 Z 4 TKG), Zugangsdaten (§ 92 
Abs. 3 Z 4a TKG), die nicht einer Anordnung gemäß § 76a Abs. 2 
unterliegen, und Standortdaten (§ 92 Abs. 3 Z 6 TKG) eines 
Telekommunikationsdienstes oder eines Dienstes der 
Informationsgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Z 2 des Notifikationsgesetzes), 

 2. „Auskunft über Daten einer Nachrichtenübermittlung“ die Erteilung einer 
Auskunft über Verkehrsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 6 TKG 2020), Zugangsdaten 
(§ 160 Abs. 3 Z 7 TKG 2020), die nicht einer Anordnung gemäß § 76a 
Abs. 2 unterliegen, und Standortdaten (§ 160 Abs. 3 Z 9 TKG 2020) eines 
Telekommunikationsdienstes oder eines Dienstes der 
Informationsgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Z 2 des Notifikationsgesetzes), 

 2a. „Lokalisierung einer technischen Einrichtung“ der Einsatz technischer 
Mittel zur Feststellung von geographischen Standorten und der zur 
internationalen Kennung des Benutzers dienenden Nummer (IMSI) ohne 
Mitwirkung eines Anbieters (§ 92 Abs. 3 Z 1 TKG) oder sonstigen 
Diensteanbieters (§ 13, § 16 und § 18 Abs. 2 des 
E – Commerce – Gesetzes – ECG, BGBl. I Nr. 152/2001), 

 2a. „Lokalisierung einer technischen Einrichtung“ der Einsatz technischer 
Mittel zur Feststellung von geographischen Standorten und der zur 
internationalen Kennung des Benutzers dienenden Nummer (IMSI) ohne 
Mitwirkung eines Anbieters (§ 160 Abs. 3 Z 1 TKG 2020) oder sonstigen 
Diensteanbieters (§ 13, § 16 und § 18 Abs. 2 des 
E – Commerce – Gesetzes – ECG, BGBl. I Nr. 152/2001), 

 2b. „Anlassdatenspeicherung“ das Absehen von der Löschung der in Z 2 
genannten Daten (§ 99 Abs. 2 Z 4 TKG), 

 2b. „Anlassdatenspeicherung“ das Absehen von der Löschung der in Z 2 
genannten Daten (§ 167 Abs. 2 Z 4 TKG 2020), 

 3. „Überwachung von Nachrichten“ das Überwachen von Nachrichten und 
Informationen, die von einer natürlichen Person über ein 
Kommunikationsnetz (§ 3 Z 11 TKG) oder einen Dienst der 
Informationsgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Z 2 des Notifikationsgesetzes) 
gesendet, übermittelt oder empfangen werden, 

 3. „Überwachung von Nachrichten“ das Überwachen von Nachrichten und 
Informationen, die von einer natürlichen Person über ein 
Kommunikationsnetz (§ 4 Z 1 TKG 2020) oder einen Dienst der 
Informationsgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Z 2 des Notifikationsgesetzes) 
gesendet, übermittelt oder empfangen werden, 

 4. …  4. … 

 5. „Ergebnis“ (der unter Z 1 bis 4 angeführten Beschlagnahme, Auskunft, 
Lokalisierung oder Überwachung) der Inhalt von Briefen (Z 1), die Daten 

 5. „Ergebnis“ (der unter Z 1 bis 4 angeführten Beschlagnahme, Auskunft, 
Lokalisierung oder Überwachung) der Inhalt von Briefen (Z 1), die Daten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einer Nachrichtenübermittlung (Z 2), die festgestellten geographischen 
Standorte und zur internationalen Kennung des Benutzers dienenden 
Nummern (IMSI) (Z 2a), die gesendeten, übermittelten oder empfangenen 
Nachrichten und Informationen (Z 3), die verschlüsselt gesendeten, 
übermittelten oder empfangenen Nachrichten und Informationen im Sinne 
von Z 3 sowie damit in Zusammenhang stehende Daten im Sinn des § 76a 
und des § 92 Abs. 3 Z 4 und 4a TKG (Z 3a) und die Bild- oder 
Tonaufnahme einer Überwachung (Z 4). 

einer Nachrichtenübermittlung (Z 2), die festgestellten geographischen 
Standorte und zur internationalen Kennung des Benutzers dienenden 
Nummern (IMSI) (Z 2a), die gesendeten, übermittelten oder empfangenen 
Nachrichten und Informationen (Z 3) und die Bild- oder Tonaufnahme 
einer Überwachung (Z 4). 

§ 138. (1) … § 138. (1) … 

(2) Betreiber von Post- und Telegrafendiensten sind verpflichtet, an der 
Beschlagnahme von Briefen mitzuwirken und auf Anordnung der 
Staatsanwaltschaft solche Sendungen bis zum Eintreffen einer gerichtlichen 
Bewilligung zurückzuhalten; ergeht eine solche Bewilligung nicht binnen drei 
Tagen, so dürfen sie die Beförderung nicht weiter verschieben. Anbieter (§ 92 
Abs. 3 Z 1 TKG) und sonstige Diensteanbieter (§ 13, § 16 und § 18 Abs. 2 ECG) 
sind verpflichtet, unverzüglich Auskunft über Daten einer 
Nachrichtenübermittlung (§ 135 Abs. 2) zu erteilen und an einer Überwachung von 
Nachrichten (§ 135 Abs. 3) mitzuwirken; die rechtliche Zulässigkeit der 
Auskunftserteilung und Mitwirkung gründet auf der gerichtlichen Bewilligung. 
Anordnungen zur Anlassdatenspeicherung (§ 135 Abs. 2b) haben sie unverzüglich 
zu entsprechen und die von der Löschungsverpflichtung ausgenommenen Daten 
(§ 99 Abs. 2 Z 4 TKG) nach Ablauf der angeordneten Dauer oder auf Grund einer 
Anordnung der Staatsanwaltschaft zu löschen. 

(2) Betreiber von Post- und Telegrafendiensten sind verpflichtet, an der 
Beschlagnahme von Briefen mitzuwirken und auf Anordnung der 
Staatsanwaltschaft solche Sendungen bis zum Eintreffen einer gerichtlichen 
Bewilligung zurückzuhalten; ergeht eine solche Bewilligung nicht binnen drei 
Tagen, so dürfen sie die Beförderung nicht weiter verschieben. Anbieter (§ 160 
Abs. 3 Z 1 TKG 2020) und sonstige Diensteanbieter (§ 13, § 16 und § 18 Abs. 2 
ECG) sind verpflichtet, unverzüglich Auskunft über Daten einer 
Nachrichtenübermittlung (§ 135 Abs. 2) zu erteilen und an einer Überwachung von 
Nachrichten (§ 135 Abs. 3) mitzuwirken; die rechtliche Zulässigkeit der 
Auskunftserteilung und Mitwirkung gründet auf der gerichtlichen Bewilligung. 
Anordnungen zur Anlassdatenspeicherung (§ 135 Abs. 2b) haben sie unverzüglich 
zu entsprechen und die von der Löschungsverpflichtung ausgenommenen Daten 
(§ 167 Abs. 2 Z 4 TKG 2020) nach Ablauf der angeordneten Dauer oder auf Grund 
einer Anordnung der Staatsanwaltschaft zu löschen. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 4 

Änderung des Polizeikooperationsgesetzes 

Aufgabenerfüllung Aufgabenerfüllung 

§ 5. (1) und (2) … § 5. (1) und (2) … 

(3) Ein Ermitteln von Daten zum Zwecke des Leistens von Amtshilfe ist nur 
zulässig 

(3) Ein Ermitteln von Daten zum Zwecke des Leistens von Amtshilfe ist nur 
zulässig 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. durch Einholen von Auskünften von Dienststellen der 
Gebietskörperschaften, der anderen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, der von diesen betriebenen Anstalten und von Betreibern 
öffentlicher Telekommunikationsdienste nach Maßgabe des § 53 Abs. 3a, 
3b und 3c des Sicherheitspolizeigesetzes (SPG), BGBl. Nr. 566/1991, 
sowie § 90 Abs. 7 des Telekommunikationsgesetzes 2003 (TKG), BGBl. 
Nr. 70/2003, 

 3. durch Einholen von Auskünften von Dienststellen der 
Gebietskörperschaften, der anderen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts, der von diesen betriebenen Anstalten und von Betreibern 
öffentlicher Telekommunikationsdienste nach Maßgabe des § 53 Abs. 3a, 
3b und 3c des Sicherheitspolizeigesetzes (SPG), BGBl. Nr. 566/1991, 
sowie § 181 Abs. 9 des Telekommunikationsgesetzes 2020 (TKG 2020), 
BGBl. I Nr. xx/20xx, 

 4. und 5. …  4. und 5. … 

(4) und (5) … (4) und (5) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 20. (1) bis (10) … § 20. (1) bis (10) … 

 (11) § 5 Abs. 3 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I. Nr. xx/20xx 
tritt mit xx in Kraft. 

Artikel 5 

Änderung des Polizeilichen Staatsschutzgesetzes 

Besondere Bestimmungen für die Ermittlungen Besondere Bestimmungen für die Ermittlungen 

§ 11. (1) Zur erweiterten Gefahrenerforschung (§ 6 Abs. 1 Z 1) und zum 
vorbeugenden Schutz vor verfassungsgefährdenden Angriffen (§ 6 Abs. 1 Z 2) ist 
die Ermittlung personenbezogener Daten nach Maßgabe des § 9 und unter den 
Voraussetzungen des § 14 zulässig durch 

§ 11. (1) Zur erweiterten Gefahrenerforschung (§ 6 Abs. 1 Z 1) und zum 
vorbeugenden Schutz vor verfassungsgefährdenden Angriffen (§ 6 Abs. 1 Z 2) ist 
die Ermittlung personenbezogener Daten nach Maßgabe des § 9 und unter den 
Voraussetzungen des § 14 zulässig durch 

 1. bis 4. …  1. bis 4. … 

 5. Einholen von Auskünften nach §§ 53 Abs. 3a Z 1 bis 3 und 53 Abs. 3b 
SPG zu einer Gruppierung nach § 6 Abs. 1 Z 1 oder einem Betroffenen nach § 6 
Abs. 1 Z 2 sowie zu deren jeweiligen Kontakt- oder Begleitpersonen (§ 12 Abs. 1 
Z 4) von Betreibern öffentlicher Telekommunikationsdienste (§ 92 Abs. 3 Z 1 
Telekommunikationsgesetz 2003 – TKG 2003, BGBl. I Nr. 70/2003) und 
sonstigen Diensteanbietern (§ 3 Z 2 E-Commerce-Gesetz – ECG, BGBl. I 
Nr. 152/2001), wenn die Erfüllung der Aufgabe durch Einsatz anderer 
Ermittlungsmaßnahmen aussichtslos wäre; 

 5. Einholen von Auskünften nach §§ 53 Abs. 3a Z 1 bis 3 und 53 Abs. 3b 
SPG zu einer Gruppierung nach § 6 Abs. 1 Z 1 oder einem Betroffenen nach § 6 
Abs. 1 Z 2 sowie zu deren jeweiligen Kontakt- oder Begleitpersonen (§ 12 Abs. 1 
Z 4) von Betreibern öffentlicher Telekommunikationsdienste (§ 160 Abs. 3 Z 1 
Telekommunikationsgesetz 2020 – TKG 2020, BGBl. I Nr. xx/20xx) und sonstigen 
Diensteanbietern (§ 3 Z 2 E-Commerce-Gesetz – ECG, BGBl. I Nr. 152/2001), 
wenn die Erfüllung der Aufgabe durch Einsatz anderer Ermittlungsmaßnahmen 
aussichtslos wäre; 

 6. …  6. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 7. Einholen von Auskünften über Verkehrsdaten (§ 92 Abs. 3 Z 4 
TKG 2003), Zugangsdaten (§ 92 Abs. 3 Z 4a TKG 2003) und 
Standortdaten (§ 92 Abs. 3 Z 6 TKG 2003), die nicht einer Auskunft nach 
Abs. 1 Z 5 unterliegen, zu einer Gruppierung nach § 6 Abs. 1 Z 1 oder 
einem Betroffenen nach § 6 Abs. 1 Z 2 von Betreibern öffentlicher 
Telekommunikationsdienste (§ 92 Abs. 3 Z 1 TKG 2003) und sonstigen 
Diensteanbietern (§ 3 Z 2 ECG), wenn dies zur Vorbeugung eines 
verfassungsgefährdenden Angriffs, dessen Verwirklichung mit 
beträchtlicher Strafe (§ 17 SPG) bedroht ist, erforderlich erscheint und die 
Erfüllung der Aufgabe durch Einsatz anderer Ermittlungsmaßnahmen 
aussichtslos wäre. Eine Ermächtigung darf nur für jenen künftigen oder 
auch vergangenen Zeitraum erteilt werden, der zur Erreichung des Zwecks 
voraussichtlich erforderlich ist. 

 7. Einholen von Auskünften über Verkehrsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 6 
TKG 2020), Zugangsdaten (§ 160 Abs. 3 Z 7 TKG 2020) und 
Standortdaten (§ 160 Abs. 3 Z 9 TKG 2020), die nicht einer Auskunft 
nach Abs. 1 Z 5 unterliegen, zu einer Gruppierung nach § 6 Abs. 1 Z 1 
oder einem Betroffenen nach § 6 Abs. 1 Z 2 von Betreibern öffentlicher 
Telekommunikationsdienste (§ 160 Abs. 3 Z 1 TKG 2020) und sonstigen 
Diensteanbietern (§ 3 Z 2 ECG), wenn dies zur Vorbeugung eines 
verfassungsgefährdenden Angriffs, dessen Verwirklichung mit 
beträchtlicher Strafe (§ 17 SPG) bedroht ist, erforderlich erscheint und die 
Erfüllung der Aufgabe durch Einsatz anderer Ermittlungsmaßnahmen 
aussichtslos wäre. Eine Ermächtigung darf nur für jenen künftigen oder 
auch vergangenen Zeitraum erteilt werden, der zur Erreichung des Zwecks 
voraussichtlich erforderlich ist. 

Die Ermittlung ist zu beenden, sobald ihre Voraussetzungen wegfallen. Die Ermittlung ist zu beenden, sobald ihre Voraussetzungen wegfallen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 18. (1) bis (4) … § 18. (1) bis (4) … 

 (5) § 11 Abs. 1 Z 5 und 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I. 
Nr. xx/20xx treten mit xx in Kraft. 

Artikel 6 

Änderung des Sicherheitspolizeigesetzes 

Zulässigkeit der Verarbeitung Zulässigkeit der Verarbeitung 

§ 53. (1) bis (3) … § 53. (1) bis (3) … 

(3a) Die Sicherheitsbehörden sind berechtigt, von Betreibern öffentlicher 
Telekommunikationsdienste (§ 92 Abs. 3 Z 1 
Telekommunikationsgesetz 2003 - TKG 2003, BGBl. I Nr. 70/2003) und sonstigen 
Diensteanbietern (§ 3 Z 2 E-Commerce-Gesetz - ECG, BGBl. I Nr. 152/2001) 
Auskünfte zu verlangen: 

(3a) Die Sicherheitsbehörden sind berechtigt, von Betreibern öffentlicher 
Telekommunikationsdienste (§ 160 Abs. 3 Z 1 Telekommunikationsgesetz 2020 – 
TKG 2020, BGBl. I Nr. xx/20xx) und sonstigen Diensteanbietern (§ 3 Z 2 E-
Commerce-Gesetz – ECG, BGBl. I Nr. 152/2001) Auskünfte zu verlangen: 

 1. über Namen, Anschrift und Teilnehmernummer eines bestimmten 
Anschlusses wenn dies zur Erfüllung der ihnen nach diesem Bundesgesetz 
übertragenen Aufgaben erforderlich ist, 

 1. über Namen, Anschrift und Nutzernummer eines bestimmten Anschlusses 
wenn dies zur Erfüllung der ihnen nach diesem Bundesgesetz 
übertragenen Aufgaben erforderlich ist, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 2. und 3. …  2. und 3. … 

 4. über Namen, Anschrift und Teilnehmernummer eines bestimmten 
Anschlusses durch Bezugnahme auf ein von diesem Anschluss geführtes 
Gespräch durch Bezeichnung eines möglichst genauen Zeitraumes und der 
passiven Teilnehmernummer, wenn dies zur Erfüllung der ersten 
allgemeinen Hilfeleistungspflicht oder zur Abwehr gefährlicher Angriffe 
erforderlich ist. 

 4. über Namen, Anschrift und Nutzernummer eines bestimmten Anschlusses 
durch Bezugnahme auf ein von diesem Anschluss geführtes Gespräch 
durch Bezeichnung eines möglichst genauen Zeitraumes und der passiven 
Nutzernummer, wenn dies zur Erfüllung der ersten allgemeinen 
Hilfeleistungspflicht oder zur Abwehr gefährlicher Angriffe erforderlich 
ist. 

(3b) … (3b) … 

(3c) In den Fällen der Abs. 3a und 3b trifft die Sicherheitsbehörde die 
Verantwortung für die rechtliche Zulässigkeit des Auskunftsbegehrens. Die 
ersuchte Stelle ist verpflichtet, die Auskünfte unverzüglich und im Fall des Abs. 3b 
gegen Ersatz der Kosten nach der Überwachungskostenverordnung – ÜKVO, 
BGBl. II Nr. 322/2004, zu erteilen. Im Falle des Abs. 3b hat die Sicherheitsbehörde 
dem Betreiber überdies unverzüglich, spätestens innerhalb von 24 Stunden eine 
schriftliche Dokumentation nachzureichen. In den Fällen des Abs. 3a Z 3 sowie 
Abs. 3b ist die Sicherheitsbehörde verpflichtet, den  Betroffenen darüber zu 
informieren, dass eine Auskunft zur Zuordnung seines Namens oder seiner 
Anschrift zu einer bestimmten IP-Adresse (§ 53 Abs. 3a Z 3)  oder zur 
Standortbeauskunftung (§ 53 Abs. 3b) eingeholt wurde, sofern hiefür die 
Verwendung von Vorratsdaten gemäß § 99 Abs. 5 Z 3 oder 4 iVm § 102a 
TKG 2003 erforderlich war. Dabei sind dem Betroffenen nachweislich und 
ehestmöglich die Rechtsgrundlage sowie das Datum und die Uhrzeit der Anfrage 
bekannt zu geben. Die Information Betroffener kann aufgeschoben werden, 
solange durch sie der Ermittlungszweck gefährdet wäre, und kann unterbleiben, 
wenn der Betroffene bereits nachweislich Kenntnis erlangt hat oder die 
Information des Betroffenen unmöglich ist. 

(3c) In den Fällen der Abs. 3a und 3b trifft die Sicherheitsbehörde die 
Verantwortung für die rechtliche Zulässigkeit des Auskunftsbegehrens. Die 
ersuchte Stelle ist verpflichtet, die Auskünfte unverzüglich und im Fall des Abs. 3b 
gegen Ersatz der Kosten nach der Überwachungskostenverordnung – ÜKVO, 
BGBl. II Nr. 322/2004, zu erteilen. Im Falle des Abs. 3b hat die Sicherheitsbehörde 
dem Betreiber überdies unverzüglich, spätestens innerhalb von 24 Stunden eine 
schriftliche Dokumentation nachzureichen.  

(3d) bis (5) … (3d) bis (5) … 

Zentrale Datenverarbeitung zur Einsatzunterstützung Zentrale Datenverarbeitung zur Einsatzunterstützung 

§ 58e. (1) Der Bundesminister für Inneres und die Landespolizeidirektionen 
sind als gemeinsam Verantwortliche ermächtigt, für die Administration von 
Notrufen (§§ 5 Abs. 7, 92a) sowie für die Unterstützung bei der Koordination von 
Einsätzen Daten über Personen sowie Sachen und Gebäude gemeinsam zu 
verarbeiten. Es dürfen zu Personen, die von einem Notruf oder Einsatz betroffen 
sind, die erforderlichen Identifikations- und Erreichbarkeitsdaten einschließlich 
Daten gemäß § 98 TKG 2003 und soweit erforderlich besondere Kategorien 

§ 58e. (1) Der Bundesminister für Inneres und die Landespolizeidirektionen 
sind als gemeinsam Verantwortliche ermächtigt, für die Administration von 
Notrufen (§§ 5 Abs. 7, 92a) sowie für die Unterstützung bei der Koordination von 
Einsätzen Daten über Personen sowie Sachen und Gebäude gemeinsam zu 
verarbeiten. Es dürfen zu Personen, die von einem Notruf oder Einsatz betroffen 
sind, die erforderlichen Identifikations- und Erreichbarkeitsdaten einschließlich 
Daten gemäß § 124 TKG 2020 und soweit erforderlich besondere Kategorien 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
personenbezogener Daten (§ 39 DSG) verarbeitet werden. Darüber hinaus dürfen 
die erforderlichen Sachdaten einschließlich KFZ-Kennzeichen, der 
Mindestdatensatz eines eCalls, Daten zu Zeit, Ort, Grund und Art des Einsatzes, 
Erreichbarkeitsdaten von sonstigen zu verständigenden Stellen (Abs. 3) sowie 
Verwaltungsdaten verarbeitet werden. 

personenbezogener Daten (§ 39 DSG) verarbeitet werden. Darüber hinaus dürfen 
die erforderlichen Sachdaten einschließlich KFZ-Kennzeichen, der 
Mindestdatensatz eines eCalls, Daten zu Zeit, Ort, Grund und Art des Einsatzes, 
Erreichbarkeitsdaten von sonstigen zu verständigenden Stellen (Abs. 3) sowie 
Verwaltungsdaten verarbeitet werden. 

(2) Die gemäß § 93 Abs. 3 TKG 2003 im Rahmen der Entgegennahme von 
Notrufen aufgezeichneten Gespräche sind nach drei Monaten, die übrigen Daten 
nach Beendigung und Evaluierung des Einsatzes, längstens jedoch nach 18 
Monaten zu löschen. 

(2) Die gemäß § 161 Abs. 3 TKG 2020 im Rahmen der Entgegennahme und 
Abwicklung von Notrufen aufgezeichneten Gespräche sind nach drei Monaten, die 
übrigen Daten nach Beendigung und Evaluierung des Einsatzes, längstens jedoch 
nach 18 Monaten zu löschen. 

(3) … (3) … 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 94. (1) bis (xx) … § 94. (1) bis (xx) … 

 (xx) § 53 Abs. 3a und 3c sowie § 58e Abs. 1 und 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I. Nr. xx/20xx treten mit xx in Kraft. 
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